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9376 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Unterricht, Kunst und Kultur 

über den Beschluss des Nationalrates vom 20. Mai 2015 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Schulorganisationsgesetz und das Schulunterrichtsgesetz geändert werden  

Mit dem vorliegenden Beschluss des Nationalrates soll die Einsatzmöglichkeit der für die Neue 
Mittelschule zusätzlich vom Bund zur Verfügung gestellten Lehrpersonalressourcen auch auf 
(schulautonome) Schwerpunktfächer ausgeweitet werden. Es soll damit den standortbezogenen Lehr- und 
Lernbedürfnissen besser entsprochen werden können. 
Zum Zwecke der Individualisierung und inneren Differenzierung in den Pflichtgegenständen Deutsch, 
Mathematik und Lebende Fremdsprache an Neuen Mittelschulen stellt der Bund sechs 
Lehrpersonenstunden pro NMS-Klasse zur Verfügung. In der Praxis führt die Beschränkung des 
Einsatzes der sechs Wochenstunden auf die differenzierten Pflichtgegenstände zu erheblichen 
Schwierigkeiten, geplante Schwerpunkte, sowohl im fremdsprachlichen Bereich als auch im autonomen 
Schwerpunktbereich, zu realisieren. Um den Gestaltungsspielraum der Neuen Mittelschulen zu 
optimieren, soll nun der Einsatz der sechs Wochenstunden auch in anderen Fächern bei gleichbleibender 
Stundenanzahl ermöglicht werden. Diese Maßnahme stärkt einerseits den schulautonomen 
Verantwortungsbereich und ermöglicht gleichzeitig den Ausbau und die Vertiefung der Zusammenarbeit 
der Neuen Mittelschulen mit den Kooperationsschulen aus dem Bereich der Sekundarstufe II. 
 
Der Ausschuss für Unterricht, Kunst und Kultur hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 1. Juni 2015 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Rene Pfister. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Elisabeth Reich und Rene Pfister. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Rene Pfister gewählt. 

Der Ausschuss für Unterricht, Kunst und Kultur stellt nach Beratung der Vorlage am 1. Juni 2015 mit 
Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Wien, 2015 06 01 

 Rene Pfister Monika Mühlwerth 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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